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I. Änderungssatzung  
der Stadt Wipperfürth über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen (Ausfuhrsatzung) vom 04.05.2021 
 

Aufgrund 
 

- der §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 
(GV. NRW. S. 916), in der jeweils geltenden Fassung, 
 

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. I 2009, S. 2585 ff.), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408), in 
der jeweils geltenden Fassung, 
 

- der §§ 43 ff., 46 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 376), in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

 
- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGB. I 1997, S. 

602), zuletzt geändert Artikel 9a des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 
448), in der jeweils geltenden Fassung,  

 
hat der Haupt- und Finanzausschuss der Hansestadt Wipperfürth in Vertretung des 
Stadtrates gem. § 60 Abs. 2 GO NRW in seiner Sitzung am 04.05.2021 folgende Än-
derungssatzung beschlossen: 

 
 

Artikel I 
 

Die Satzung der Stadt Wipperfürth über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (Ausfuhrsatzung) vom 18.12.2018 wird wie folgt geändert.  
 

1. Der Titel der Satzung erhält folgende Fassung: 
„Satzung der Hansestadt Wipperfürth über die Entsorgung des Inhalts von Grundstü-
ckentwässerungsanlagen (Ausfuhrsatzung)“ 
 

2. § 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung:  
 

„Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Zuwegung sind so zu bauen, dass die 
Hansestadt oder die von ihr beauftragten Dritten mit Entsorgungsfahrzeugen bis 26 
Tonnen die Entleerung durchführen können. Dies beinhaltet eine zulänglich befestigte 
Zuwegung mit einem ausreichenden Lichtraumprofil. Die Anlage muss frei zugänglich 
sein, der Deckel muss durch eine Person zu öffnen sein. Darüber hinaus hat der 
Grundstückseigentümer alle Maßnahmen und Handlungen auf dem Grundstück zu un-
terlassen, die geeignet sind, die ordnungsgemäße Entsorgung der Anlage zu behin-
dern oder unmöglich zu machen.“ 
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3. § 5 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 

„Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung der 
Hansestadt auf seine Kosten zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage 
in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.“ 
 

4. § 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Der Inhalt von Kleinkläranlagen ist bei einem Abfuhrbedarf, mindestens jedoch alle 3 
Jahre zu entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn eine Kammer der Vor-
klärung des Schlammspeichers der Kleinkläranlage mindestens zu 50 % gefüllt ist. Bei 
Kleinkläranlagen mit integrierter Belüftung der Vorklärung ist mittels eines Antrags bei 
der Hansestadt eine Erweiterung des Abfuhrbedarfs auf 70 %, bzw. die Verlängerung 
der Frist auf maximal fünf Jahre möglich. Der Abfuhrbedarf wird vom Eigentümer oder 
von der von ihm beauftragten Wartungsfirma festgestellt. Jeder Wartungsbericht mit 
integrierter Schlammspiegelmessung ist der Hansestadt, Abteilung Stadtentwässe-
rung zeitnah digital oder analog zu übermitteln. Notwendige zusätzliche Entleerungen 
von Kleinkläranlagen, insbesondere wenn Herstellerhinweise und die jeweils geltende 
DIN sowie bauordnungsrechtliche Auflagen dies erfordern, sind vom Grundstücksei-
gentümer anzuzeigen. Erforderliche Entleerungen sind nach Rücksprache mit der 
Hansestadt vom Grundstückseigentümer beim jeweiligen Vertragspartner der Hanse-
stadt zu beauftragen. Die Hansestadt kann darüber hinaus eine Entleerung bei einem 
festgestellten Abfuhrbedarf oder nach Fristablauf eigenständig veranlassen.“ 
 

5. § 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 
„Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu 
entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50% des nutzbaren 
Speichervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige 
und einer Warnanlage ausgerüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube 
bis auf 80% des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Erforderliche Entleerungen 
sind nach Rücksprache mit der Hansestadt vom Grundstückseigentümer beim jeweili-
gen Vertragspartner der Hansestadt zu beauftragen. Die Hansestadt kann darüber hin-
aus eine Entleerung bei einem Abfuhrbedarf oder nach Fristablauf eigenständig 
veranlassen.“ 
 

6. § 6 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Entsorgung durch das von der Hansestadt beauftragte Ausfuhrunternehmen er-
folgt mittels Terminvereinbarung mit dem Grundstückseigentümer. Die Vorlauffrist be-
trägt für abflusslose Gruben sowie für Kleinkläranlagen vier Wochen ab Beauftragung. 
Ist ein Füllstand erreicht, der eine zeitigere Ausfuhr innerhalb der folgenden fünf Werk-
tage erfordert, hat der Grundstückseigentümer eine Notfallpauschale zu entrichten.“ 
 

7. § 6 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 
„Sollte trotz der beidseitigen Terminvereinbarung eine Entleerung nicht stattfinden kön-
nen, ist der Grundstückseigentümer, sofern von ihm verschuldet, entschädigungs-
pflichtig.“ 
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Artikel II 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

Die vorstehende Änderung der Entwässerungssatzung der Hansestadt Wipperfürth 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c)  die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hansestadt Wipperfürth vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Wipperfürth, den 10.05.2021  
 
 
 
(Anne Loth)  
- Bürgermeisterin - 


